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Synopse Klimaschutzgesetz NRW (2013) mit Entwürfen der Landesregierung zur Novellierung des Klimaschutzgesetzes und 
Klimaanpassungsgesetz 

 
Gesetzentwurf zur Änderung des Klimaschutzgesetzes vom 09.03.2021 

Gesetzentwurf Klimaanpassungsgesetz Nordrhein–Westfalen (KlAnG) vom 09.03.2021 

 
Klimaschutzgesetz NRW (2013) Klimaschutzgesetz NRW  

(Entwurf vom 09.03.2021) 
Klimaanpassungsgesetz NRW  

(Entwurf vom 09.03.2021) 

 Gesamte Änderungen: Aufteilung Klimaschutz und Klimafolgenanpassung 

 Änderungen in §1: 

→ Bezug auf Überprüfung und Berichterstattung wird 
gestrichen, Absatz 2 wird ergänzt 

Änderungen in §1: 

→ Fast wortgleiche Übernahme aus KlimSchG NRW mit 
Fokussierung auf Klimaanpassung 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist die Festlegung von 
Klimaschutzzielen sowie die Schaffung der 
rechtlichen Grundlagen für die Erarbeitung, 

Umsetzung, Überprüfung, Berichterstattung 
über und Fortschreibung von Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen. Damit sollen der 

Klimaschutz in Nordrhein-Westfalen nachhaltig 
verbessert, die negativen Auswirkungen des 
Klimawandels begrenzt und Beiträge zu den 

nationalen und internationalen Anstrengungen 
beim Klimaschutz geleistet werden. Das Gesetz 
richtet sich an die in § 2 Absatz 2 genannten 

öffentlichen Stellen. 
 

§ 1  
Zweck des Gesetzes  

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Klimaschutzziele für 
das Land Nordrhein-Westfalen festzulegen und die 
Erfüllung dieser Ziele zu gewährleisten und damit einen 

Beitrag zur Einhaltung der nationalen Klimaschutzziele 
sowie den europäischen Zielvorgaben zu erbringen. 
Grundlage bildet die Verpflichtung nach dem 

Übereinkommen von Paris (BGBl. 2016 II S.1082, 1083) 
aufgrund der Klimarahmenkonvention der Vereinten 
Nationen, wonach der Anstieg der globalen 

Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad 
Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber 
dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist, um die 

Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering 
wie möglich zu halten.  
 

 
 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist die Festlegung von 
Klimaanpassungszielen sowie die Schaffung der 
rechtlichen Grundlagen für die Erarbeitung einer 

Klimaanpassungsstrategie sowie die Umsetzung, 
Überprüfung, Berichterstattung über und Fortschreibung 
von Klimaanpassungsmaßnahmen. Damit sollen die 

negativen Auswirkungen des Klimawandels begrenzt, 
insbesondere drohende Schäden verringert, die 
Klimaresilienz gesteigert und Beiträge zu den nationalen 

und internationalen Anstrengungen bei der 
Klimaanpassung geleistet werden.  
(2) Grundlage bildet die Verpflichtung nach dem 

Übereinkommen von Paris aufgrund der 
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (BGBl. 
2016 II S.1082, 1083), wonach die Vertragsparteien 

durch die Verbesserung der Anpassungsfähigkeit, die 
Stärkung der Widerstandsfähigkeit und die Verringerung 
der Anfälligkeit gegenüber Klimaänderungen einen 

Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung leisten. 
 

 (2) Das Land Nordrhein-Westfalen versteht Klimaschutz 

auch als Innovationstreiber. Investitionen in den 
Klimaschutz unterstützen die Modernisierung des 
Wirtschaftsstandortes und tragen zu Innovationen, zu 

mehr Lebensqualität und zur Steigerung von 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung bei. 

 

  

https://www.klimaschutz.nrw.de/fileadmin/Dateien/Download-Dokumente/Sonstiges/210309_KSG-Entwurf.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-12977.pdf
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 Änderungen in §2: 
→ Fast identischer Wortlaut, letzter Satz aus § 1 wird § 2 
Absatz 1. Reihenfolge von Absatz 2 und 3 wird getauscht  

Änderungen in §2: 
→ Absatz 1 entspricht fast wortgleich Absatz 2 
KlimSchG NRW. Ergänzung um Definitionen und 

Handlungsfeldern, in neuen Absätzen 2 und 3. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Treibhausgasemissionen im Sinne dieses 

Gesetzes sind die Emissionen von 
Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan (CH4), 
Distickstoffmonoxid (N2O), 

Fluorkohlenwasserstoffen (H-FKW/ HFC), 
perfluorierten Kohlenwasserstoffen (FKW/PFC) 
und Schwefelhexafluorid (SF6), die in Nordrhein-

Westfalen entstehen. Diese werden gemäß ihres 
Treibhausgaspotentials umgerechnet in CO2-
Äquivalente. 

(2) Öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Landesregierung, Behörden, 
Einrichtungen, Sondervermögen und sonstige 

Stellen des Landes, Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie sonstige der Aufsicht 
des Landes unterstehende juristische Personen 

des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, 
soweit sie nicht der Selbstverwaltung der 
Wirtschaft oder beruflicher Angelegenheiten 

dienen oder es sich um einen kommunalen 
Zweckverband oder eine kommunale Anstalt 
handelt. Dem stehen juristische Personen des 

Privatrechts gleich, bei denen ein bestimmender 
Einfluss der Stellen nach Satz 1 besteht. 

 

§ 2 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung 

(1) Das Gesetz richtet sich an die in Absatz 2 genannten 

öffentlichen Stellen.  
(2) Öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Landesregierung, Behörden, Einrichtungen, 

Sondervermögen und sonstige Stellen des Landes, 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sonstige der 
Aufsicht des Landes unterstehende juristische Personen 

des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, soweit 
sie nicht der Selbstverwaltung der Wirtschaft oder 
beruflicher Angelegenheiten dienen. Dem stehen 

juristische Personen des Privatrechts gleich, bei denen 
ein bestimmender Einfluss der Stellen nach Satz 1 
besteht.  

(3) Treibhausgasemissionen im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Emissionen von Kohlenstoffdioxid (CO2), 
Methan (CH4), Distickstoffmonoxid (N2O), 

Fluorkohlenwasserstoffen (H-FKW/ HFC), perfluorierten 
Kohlenwasserstoffen (FKW/PFC) und 
Schwefelhexafluorid (SF6), die in Nordrhein-Westfalen 

entstehen. Diese werden gemäß ihres 
Treibhausgaspotentials umgerechnet in CO2-
Äquivalente. 

 
 

§ 2  
Begriffsbestimmungen  

(1) Öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind 

die Landesregierung, Behörden, Einrichtungen, 
Sondervermögen und sonstige Stellen des Landes, 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sonstige der 

Aufsicht des Landes unterstehende juristische Personen 
des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, 
soweit sie nicht der Selbstverwaltung der Wirtschaft 

oder beruflicher Angelegenheiten dienen. Dem stehen 
juristische Personen des Privatrechts gleich, bei denen 
ein bestimmender Einfluss der Stellen nach Satz 1 

besteht.  
(2) Handlungsfelder im Sinne dieses Gesetzes 
orientieren sich an den Handlungsfeldern der bisherigen 

Strategien auf Bundes- und Landesebene und decken 
die natürlichen und sozioökonomischen Bereiche ab, die 
von den Folgen des Klimawandels betroffen sind.  

  (3) Grüne Infrastruktur wird definiert als ein strategisch 
geplantes Netzwerk natürlicher und naturnaher Flächen 
mit unterschiedlichen Umweltmerkmalen, das mit Blick 

auf die Bereitstellung eines breiten Spektrums an 
Ökosystemdienstleistungen angelegt ist und 
bewirtschaftet wird und umfasst terrestrische und 

aquatische Ökosysteme 
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 Änderungen in §3: 
→ Ersatz des 2020 Ziels durch ein 2030 Ziel und 
Erhöhung des 2050 Ziels auf Klimaneutralität. Streichung 

des Absatzes zu Klimaanpassung. 
Absatz 2 verschoben in § 4 Absatz 1. 

Änderungen in §3: 
→ Absatz 1 entspricht fast wortgleich Absatz 3 
KlimSchG NRW. Absatz 2 ist neu. 

§ 3 
Klimaschutzziele 

(1) Die Gesamtsumme der 
Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen 
soll bis zum Jahr 2020 um mindestens 25 Prozent 

und bis zum Jahr 2050 um mindestens 80 Prozent 
im Vergleich zu den Gesamtemissionen des 
Jahres 1990 verringert werden. 

 

§ 3 
Klimaschutzziele Nordrhein-Westfalen  

(1) Die Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen 
sollen bis zum Jahr 2030 um mindestens 55 Prozent im 
Vergleich zum Jahr 1990 gemindert werden.  

(2) Bis zum Jahr 2050 soll ein Gleichgewicht zwischen 
den anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus 
Quellen in Nordrhein-Westfalen und dem Abbau solcher 

Gase durch Senken (Treibhausgasneutralität) 
technologieoffen, innovationsorientiert und effizient 
erreicht werden. 

 

§ 3  
Klimaanpassungsziele 

 
 

(2) Zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen kommen der 

Steigerung des Ressourcenschutzes, der 
Ressourcen- und Energieeffizienz, der 
Energieeinsparung und dem Ausbau 

Erneuerbarer Energien besondere Bedeutung 
zu. 
(3) Die negativen Auswirkungen des Klimawandels 

sind durch die Erarbeitung und Umsetzung von 
sektorspezifischen und auf die jeweilige Region 
abgestimmten Anpassungsmaßnahmen zu 

begrenzen. 
 

 (1) Die negativen Auswirkungen des Klimawandels sind 
seitens der jeweils zuständigen öffentlichen Stellen 

durch die Erarbeitung und Umsetzung von 
handlungsfeldspezifischen und auf die jeweilige Region 
abgestimmten Anpassungsmaßnahmen zu begrenzen.  

(2) Die Anpassung an den Klimawandel dient 
insbesondere auch der Gefahrenvorsorge, der 
Gesundheit der oder des Einzelnen und der 

Allgemeinheit, der Sicherung einer menschenwürdigen 
Umwelt, dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
auch in Verantwortung gegenüber künftigen 

Generationen sowie der Förderung einer nachhaltigen 
und wettbewerbsfähigen Wirtschaft. Maßnahmen nach 
Absatz 1 sind entsprechend auszurichten. 

 Änderungen in §4: 

→ Abschwächung der Verbindlichkeit für die LReg in 
Absatz 1.  
Absatz 4 schränkt den Vorrang von Klimaschutz ein.  

Absatz 5 enthält primär Prosa zum Ansatz Klimaschutz 
durch Innovation.  
Streichungen:  

1. Verpflichtung einen Klimaschutzplan zu erstellen 
(Absatz 2),  
2. Klimaschutz-Gebot bei Gesetzen und 

Förderprogrammen (Absatz 4). 
 

Änderungen in §4: 

→ Absatz 1 entspricht fast wortgleich Absatz 1 Satz 1 
KlimSchG.  
Neu: Verpflichtung eine Klimaanpassungsstrategie zu 

entwickeln. Ermächtigung alle relevanten Aktivitäten der 
Landesregierung einem Klimaanpassungscheck zu 
unterziehen 
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§ 4 
Umsetzung der Klimaschutzziele durch die 

Landesregierung 

(1) Für die Landesregierung sind die 
Klimaschutzziele des § 3 unmittelbar verbindlich. 
Die Landesregierung ist verpflichtet, ihre 

Handlungsmöglichkeiten zu nutzen, um die 
landesweiten Klimaschutzziele nach § 3 insgesamt 
zu erreichen und diese insbesondere durch die 

Erstellung und Umsetzung eines Klimaschutzplans 
und die Raumordnung zu konkretisieren. Sie räumt 
der Steigerung des Ressourcenschutzes, der 

Ressourcen- und Energieeffizienz, der 
Energieeinsparung und dem Ausbau Erneuerbarer 
Energien besondere Bedeutung ein. Darüber 

hinaus wird die Landesregierung Maßnahmen zum 
Klimaschutz und zur Klimaanpassung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten fördern. Gleichzeitig soll das 

Verständnis der Bevölkerung für Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen unter anderem 
durch Bildung, Ausbildung, Information, Beratung 

und Motivation gesteigert werden. 
 

§ 4 
Umsetzung der Klimaschutzziele durch die 

Landesregierung 

(1) Die Landesregierung hat eine Vorbildfunktion und ist 
verpflichtet, ihre Handlungsmöglichkeiten zu nutzen, um 
die landesweiten Klimaschutzziele nach § 3 insgesamt 

zu erreichen.  
(2) Um das Klimaschutzziel für 2030 zu erreichen und 
insbesondere die Treibhausgasneutralität bis 2050 

herzustellen, ist der weitere, verstärkte Ausbau der 
Erneuerbaren Energien unerlässlich. Zudem ist der 
Import von perspektivisch aus erneuerbaren Energien 

produzierten Energieträgern und Rohstoffen, wie zum 
Beispiel grünem Wasserstoff oder Methanol, 
Voraussetzung für eine treibhausgasneutrale 

Gesellschaft.  
(3) Gleichzeitig kommen bei der Verringerung und 
Bindung der Treibhausgasemissionen in allen 

klimarelevanten Sektoren der Steigerung des 
Ressourcenschutzes, der Ressourcen- und 
Energieeffizienz, der Energieeinsparung sowie der 

Nutzung von Flexibilisierungsoptionen und der 
Sektorenkopplung besondere Bedeutung zu.  
 

§ 4  
Umsetzung der Klimaanpassungsziele durch die 

Landesregierung 

(1) Für die Landesregierung sind die 
Klimaanpassungsziele des § 3 unmittelbar verbindlich.  
(2) Die Landesregierung hat eine Vorbildfunktion und ist 

verpflichtet, ihre Handlungsmöglichkeiten zu nutzen, um 
die landesweiten Klimaanpassungsziele nach § 3 
insgesamt zu erreichen. Sie räumt der Steigerung der 

Klimaresilienz besondere Bedeutung ein. Darüber 
hinaus wird die Landesregierung Maßnahmen zur 
Klimaanpassung im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

umsetzen und fördern. Gleichzeitig soll das Verständnis 
der Bevölkerung für Klimaanpassungsmaßnahmen 
unter anderem durch Bildung, Ausbildung, Information, 

Beratung und Motivation gesteigert werden.  
(3) Für die Umsetzung der Klimaanpassungsziele 
übernimmt das aufgrund seines Geschäftsbereichs für 

ein Handlungsfeld überwiegend zuständige Ministerium 
die Koordinierung. Es hat die Aufgabe, die für die 
Umsetzung erforderlichen Maßnahmen zu veranlassen, 

insbesondere die Maßnahmen nach § 8 vorzulegen und 
deren Umsetzung zu verfolgen.  

(2) Die Landesregierung erstellt einen 
Klimaschutzplan nach § 6. 

 (4) Die Landesregierung erstellt eine 
Klimaanpassungsstrategie nach § 8 und weitere 
spezifische Konzeptionen zum Umgang mit den Folgen 

des Klimawandels.  
  (5) Bei der Begrenzung der negativen Folgen des 

Klimawandels und der Steigerung der Klimaresilienz 

kommen dem Schutz und dem Ausbau der grünen 
Infrastruktur eine besondere Bedeutung zu.  

(3) Die Landesregierung hat eine Vorbildfunktion 

bei der Erreichung der Klimaschutzziele und legt 
ein verbindliches Konzept zur Schaffung einer 
insgesamt klimaneutralen Landesverwaltung nach 

§ 7 vor. 

  

(4) Die Landesregierung trägt dafür Sorge, dass: 
1. neue Rechtsverordnungen und 

Verwaltungsvorschriften sowie die Verwendung 
von Fördermitteln des Landes die Ziele des 
Gesetzes unterstützen, 

2. durch ein geeignetes Verfahren bestehende 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
überprüft und gegebenenfalls geändert oder 

 (6) Die Landesregierung trägt dafür Sorge, dass bei der 
Normsetzung von Rechtsverordnungen und 

Verwaltungsvorschriften sowie der Verwendung von 
Fördermitteln des Landes die Ziele des Gesetzes 
unterstützt werden. Eine Überprüfung und Klärung der 

Klimaresilienzverträglichkeit kann auch zu  
1. sonstigen Maßnahmen und Vorhaben der 
Landesregierung,  
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aufgehoben werden, soweit sie den Zielen des 
Gesetzes entgegenstehen. 

 

2. bestehenden Landesgesetzen und –Verordnungen 
erfolgen, wenn diese eine wesentliche 

Klimaanpassungsrelevanz aufweisen. 
 (4) Entsprechende Maßnahmen im Sinne von Absatz 2 

und 3 sollen unter Berücksichtigung von 

Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit, Umwelt- und 
Sozialverträglichkeit sowie Akzeptanz ausgeführt 
werden.  

 

 (5) Maßnahmen der Landesregierung im Sinne der 
Absätze 2 und 3 sollen insbesondere in folgenden 
Sektoren entwickelt und umgesetzt werden:  

1 Energiewirtschaft, 
2 Industrie,  
3 Verkehr,  

4 Gebäude und  
5 Land- und Forstwirtschaft.  
Die Landesregierung soll die dazu erforderliche 

Forschung und Entwicklung forcieren, Innovationen 
befördern und die Chancen der Digitalisierung nutzen, 
um eine generelle Modernisierung von Strukturen und 

Verfahrensweisen einzuleiten und zu verstärken. 
Darüber hinaus soll die Landesregierung die 
Transformation des Industriesektors begleiten. 

Gleichzeitig soll das Verständnis der Bevölkerung für 
Klimaschutz unter anderem durch Bildung, Ausbildung, 
Information, Beratung und Motivation gesteigert werden. 

 
(6) Die Landesregierung trägt dafür Sorge, dass bei der 
Normsetzung von  

Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sowie 
der Verwendung von Fördermitteln  
des Landes die Ziele des Gesetzes unterstützt werden. 
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 Änderungen in §5: 
→ Streichung der Vorbildfunktion zum Ausbau EE und 
Anpassung. Streichung der Verordnungsermächtigung 

für eine Klimaschutzkonzeptpflicht.  
Streichung von Absatz 2 und 3. Stattdessen: Betonung 
eigener Verantwortung der Gemeinden und Hochschulen 

und allgemeines Bekenntnis zur Unterstützung durch die 
LReg 

Änderungen in §5: 
→ Auch hier wird in Absatz 1 die eigene Zuständigkeit 
und Verantwortung betont, kein Zwang zur 

Klimaanpassung, aber eine Empfehlung in Absatz 3. 
Absatz 2 verpflichtet die Landesregierung 
Förderprogramme zur Verfügung zu stellen. 

§ 5 
Klimaschutz durch andere öffentliche Stellen 

(1) Die anderen öffentlichen Stellen haben 
ebenfalls eine Vorbildfunktion beim Klimaschutz 
insbesondere zur Minderung der Treibhausgase, 

zum Ausbau der Erneuerbaren Energien sowie zur 
Anpassung an den Klimawandel. Die anderen 
öffentlichen Stellen stellen Klimaschutzkonzepte 

auf. Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Anforderungen an die 
Klimaschutzkonzepte zu konkretisieren und 

abweichend von Satz 2 die Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie die Stellen nach § 2 
Absatz 2 Satz 2, bei denen ein bestimmender 

Einfluss durch die Gemeinden und 
Gemeindeverbände besteht, zur Erstellung von 
Klimaschutzkonzepten zu verpflichten. Ein daraus 

resultierender finanzieller Ausgleich 
(Belastungsausgleich) für Gemeinden und 
Gemeindeverbände ist einschließlich eines 

Verteilschlüssels in die Rechtsverordnung gemäß 
Satz 3 aufzunehmen. 
(2) Die anderen öffentlichen Stellen setzen die 

Vorgaben des Klimaschutzplans nach § 6 Absatz 4 
Nummer 2, 4 und 6 um, sofern diese nach § 6 
Absatz 6 verbindlich werden. 

(3) Die Klimaschutzkonzepte der öffentlichen 
Stellen mit Ausnahme der Gemeinden und 
Gemeindeverbände und der Stellen nach § 2 

Absatz 2 Satz 2 sind erstmals innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fertig zu 
stellen. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 

und die Stellen nach § 2 Absatz 2 Satz 2 erstellen 
ihre Klimaschutzkonzepte zwei Jahre nach 
Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach Absatz 

1 Satz 3. 

§ 5  
Klimaschutz durch andere öffentliche Stellen  

(1) Die anderen öffentlichen Stellen, das heißt öffentliche 
Stellen, die nicht der Landesregierung angehören und 
nicht durch die Klimaneutrale Landesverwaltung gemäß 

§ 7 erfasst sind, haben ebenfalls eine Vorbildfunktion 
beim Klimaschutz insbesondere zur Minderung der 
Treibhausgase.  

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die 
Hochschulen in Trägerschaft des Landes erfüllen die 
Vorbildfunktion nach Absatz 1 in eigener Verantwortung. 

Die Landesregierung unterstützt sie bei der 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung. 
 

 

§ 5  
Klimaanpassung durch andere öffentliche Stellen 

(1) Die anderen öffentlichen Stellen haben ebenfalls 
eine Vorbildfunktion zur Anpassung an den Klimawandel 
und erfüllen diese in eigener Zuständigkeit und 

Verantwortung.  
(2) Die Landesregierung unterstützt die anderen 
öffentlichen Stellen dabei unter anderem durch 

Förderprogramme und Beratungsangebote und stellt 
Datengrundlagen und vorhandene Erkenntnisse zur 
Verfügung.  

(3) Den Gemeinden und Gemeindeverbänden wird 
empfohlen kommunale Klimaanpassungskonzepte 
aufzustellen und die darin vorgesehenen Maßnahmen 

umzusetzen. Die Landesregierung fördert dabei 
Maßnahmen zur Unterstützung und Beratung von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden bei der 

Einführung von Prozessen und 
Qualitätsmanagementverfahren im Bereich 
Klimaanpassung.  

(4) Die Notwendigkeiten der Klimaanpassung sollen 
auch im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge 
Berücksichtigung finden. 
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Keine Entsprechung Keine Entsprechung NEU: § 6 Berücksichtigungsgebot  
(1) Die Träger öffentlicher Aufgaben haben bei ihren 
Planungen und Entscheidungen den Zweck dieses 

Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele 
fachübergreifend und integriert zu berücksichtigen.  
(2) Gemäß § 13 Absatz 3 Satz 1 des Bundes-

Klimaschutzgesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2513) sind bei der Anwendung von 
Wirtschaftlichkeitskriterien bei vergleichenden 

Betrachtungen die Kosten und Einsparungen über die 
jeweilige gesamte Nutzungsdauer der Investition oder 
Beschaffung zugrunde zu legen. Dabei sind gemäß Satz 

2 auch die zu erwartenden Kosten der negativen Folgen 
des Klimawandels auf geeignete Weise zu 
berücksichtigen. 

Keine Entsprechung Keine Entsprechung NEU: § 7 Allgemeine Vorsorge   

Bei der Aufgabe der Klimaanpassung handelt es sich 
um eine bedeutsame gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Alle Personen und relevanten gesellschaftlichen Akteure 

sind dazu aufgerufen, an deren Erfüllung mitzuwirken. 

 Änderung in § 6: 
→ Umbenennung des Klimaschutzplans in 
Klimaschutzaudit, zentraler Unterschied ist, dass dort 

nicht mehr die Maßnahmen und Strategien entwickelt 
und hinterlegt, sondern primär evaluiert werden sollen.  
Verantwortung für die Erarbeitung von Maßnahmen und 

Strategien wird an die einzelnen Ressorts abgegeben. 
Weder gibt es einen Zeitpunkt, bis wann das Audit 
erarbeitet sein soll, noch in welchen Abschnitten Berichte 

veröffentlicht werden müssen, noch 
Mindestanforderungen an diese Berichte 

Änderung in § 6: 
→ Übertragung insbesondere der Absätze 1 bis 3 
KlimSchG auf Klimaanpassung 

§ 6 
Klimaschutzplan 

(1) Die Landesregierung erstellt unter umfassender 
Beteiligung von gesellschaftlichen Gruppen sowie 
der kommunalen Spitzenverbände einen 

Klimaschutzplan, der vom Landtag beschlossen 
wird. 

§ 6  
Klimaschutzaudit  

(1) Die Landesregierung führt ein Klimaschutzaudit 
durch.  

§ 8 
Klimaanpassungsstrategie  

(1) Die Landesregierung erstellt unter Beteiligung von 
gesellschaftlichen Gruppen sowie der kommunalen 
Spitzenverbände eine Klimaanpassungsstrategie.  
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(2) Der Klimaschutzplan konkretisiert die 
notwendigen Maßnahmen zur Erreichung der 

Klimaschutzziele nach § 3. Der Klimaschutzplan 
wird erstmals im Jahr 2013 erstellt und danach alle 
fünf Jahre fortgeschrieben. 

(2) Das Klimaschutzaudit dient der Planung, Umsetzung, 
Überprüfung und Fortentwicklung von wirksamen 

Strategien und Maßnahmen im Sinne von § 4 Absatz 2, 3 
und 5 zur Erreichung der Klimaschutzziele nach § 3 
sowie der Modernisierung aller klimarelevanten 

Sektoren.  
 

(2) Die Klimaanpassungsstrategie konkretisiert die 
notwendigen Maßnahmen zur Erreichung der 

Klimaanpassungsziele nach § 3. Die 
Klimaanpassungsstrategie wird alle fünf Jahre unter 
Berücksichtigung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse 

sowie der Entwicklungen zur Klimaanpassung auf 
internationaler, Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene fortgeschrieben.  

(3) Im Klimaschutzplan sind auch die 
Wirkungsbeiträge und die Wechselwirkungen von 
Maßnahmen des Bundes sowie der Europäischen 

Union auf Nordrhein-Westfalen einzubeziehen und 
darzustellen. Ferner sind die Wirkungsbeiträge und 
Wechselwirkungen von Produktionsverlagerungen 

nach und aus Nordrhein-Westfalen bei der 
Berechnung der Gesamtemissionen in geeigneter 
Weise zu berücksichtigen. Für die in § 2 Absatz 2 

Satz 2 genannten juristischen Personen sind 
Vorgaben des Klimaschutzplans 
wettbewerbsneutral zu gestalten. 

  

4) Der Klimaschutzplan besteht insbesondere aus 
folgenden zentralen Elementen: 
1. Zwischenziele zur Reduktion der Gesamtmenge 

von Treibhausgasen für den Zeitraum bis 2050; 
2. Ziele zum Ausbau der Erneuerbaren Energien, 
zur Energieeinsparung, zur Erhöhung der 

Ressourcen- und Energieeffizienz sowie des 
Ressourcenschutzes; 
3. eine Ermittlung und Darstellung der Potenziale 

und der Beiträge für die einzelnen Sektoren; 
4. nachhaltige Strategien und Maßnahmen, um die 
Klimaschutzziele sowie die im Klimaschutzplan 

genannten Zwischenziele und sektoralen 
Zwischenziele zu erreichen; 
5. ein verbindliches Konzept für eine insgesamt 

klimaneutrale Landesverwaltung nach § 7; 
6. sektorspezifische Strategien und Maßnahmen, 
um die negativen Auswirkungen des Klimawandels 

zu begrenzen. 
Soweit erforderlich, enthält der Klimaschutzplan 
auch Hinweise und Vorgaben für die Gebiete des 

Landes gemäß § 2 Absatz 3 
Landesplanungsgesetz. 

(3) Das Klimaschutzaudit erfasst Klimaschutzstrategien 
und -maßnahmen der Landesregierung. Es überprüft 
diese auf Effizienz und Wirksamkeit. Zudem gibt es 

Hinweise zur Entwicklung und Modifikation von 
Maßnahmen in den klimarelevanten Sektoren 
Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Gebäude sowie 

Land- und Forstwirtschaft.  
(4) Die für die klimarelevanten Sektoren jeweils fachlich 
zuständigen Ressorts entwickeln in 

Eigenverantwortlichkeit die für die notwendige 
Treibhausgasminderung in den jeweiligen Sektoren 
geeigneten Strategien und Maßnahmen und setzen 

diese um. Entsprechende Strategien und Maßnahmen 
werden für die Berücksichtigung im Rahmen des 
Klimaschutzaudits gemeldet. 

(5) Berichte zum Klimaschutzaudit sollen veröffentlicht 
werden. 
 

 

(3) Die Klimaanpassungsstrategie benennt 
insbesondere handlungsfeldspezifische Strategien und 
Maßnahmen, um die negativen Auswirkungen des 

Klimawandels zu begrenzen, drohende Schäden zu 
verringern und die Klimaresilienz zu steigern. Soweit 
erforderlich, enthält die Klimaanpassungsstrategie auch 

Hinweise und Vorgaben für die Gebiete des Landes 
gemäß § 2 Absatz 3 des Landesplanungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 

430), in der jeweils geltenden Fassung.  
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(5) Bei der Erstellung des Klimaschutzplans sind 
Maßnahmen aus anderen Fachplanungen, die zur 

Erreichung der Klimaschutzziele nach § 3 geeignet 
sind, zu berücksichtigen. 

 (4) Bei der Erstellung der Klimaanpassungsstrategie 
sind Maßnahmen aus anderen Fachplanungen, die zur 

Erreichung der Klimaanpassungsziele nach § 3 geeignet 
sind, zu berücksichtigen und eine fachübergreifende, 
integrierte Betrachtungsweise zu Grunde zu legen. 

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorgaben des 

Klimaschutzplans nach § 6 Absatz 4 Nummer 2, 4 
und 6 für öffentliche Stellen für verbindlich zu 
erklären. Sie erlässt die Rechtsverordnung nach 

Anhörung, unbeschadet des § 3 Absatz 3 der 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen, des für 
Klimaschutz zuständigen Ausschusses des 

Landtags. Ein daraus resultierender finanzieller 
Ausgleich (Belastungsausgleich) für Gemeinden 
und Gemeindeverbände ist einschließlich eines 

Verteilungsschlüssels in die Rechtsverordnung 
gemäß Satz 1 aufzunehmen. 

  

 Änderung in § 7: 
→ Die Vorgaben zur klimaneutralen Landesverwaltung 

werden etwas konkretisiert, bleiben aber hinter der 
Konkretisierung im Klimaschutzplan zurück. Der Verweis 
auf den Klimaschutzplan wird gestrichen. 

 

§ 7 

Klimaneutrale Landesverwaltung 
Das Land setzt sich zum Ziel, bis zum Jahr 2030 
eine insgesamt klimaneutrale Landesverwaltung zu 

erreichen. Dafür legt die Landesregierung für die 
Behörden, Einrichtungen, Sondervermögen und 
Hochschulen des Landes sowie die 

Landesbetriebe ein verbindliches Konzept als Teil 
des Klimaschutzplans vor. Dieses umfasst 
insbesondere die Notwendigkeit zum 

Ressourcenschutz, zur Ressourcen- und 
Energieeffizienz, zur Energieeinsparung sowie zur 
Deckung des Energiebedarfs durch regenerative 

Energiequellen. 
 

§ 7 

Klimaneutrale Landesverwaltung 
Das Land setzt sich zum Ziel, bis zum Jahr 2030 eine 
bilanziell klimaneutrale Landesverwaltung zu erreichen. 

Dazu setzen die Ministerien in den Landesbehörden 
nach §§ 3, 6 bis 9 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), das zuletzt durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. 
S.566) geändert worden ist, den Einrichtungen des 
Landes nach § 14 des Landesorganisationsgesetzes 

inklusive der staatlichen Kunst- und Musikhochschulen, 
den Landesbetrieben nach §14 a des 
Landesorganisationsgesetzes, den Sondervermögen 

sowie den Organen der Rechtspflege Maßnahmen zur 
Steigerung der Ressourcen- und Energieeffizienz, und 
zur Nutzung von erneuerbaren Energien um. 

Ausgenommen sind Schulämter, die Direktorinnen und 
Direktoren von Landwirtschaftskammern und 
Landschaftsverbänden sowie die Geschäftsführerinnen 

und Geschäftsführer der Kreisstellen der 

Keine Entsprechung 
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Landwirtschaftskammer. Zudem sind bis 2030 alle durch 
die Landesverwaltung genutzten Fahrzeuge, soweit 
technisch für den Dienstgebrauch geeignet, auf 

klimagerechte Antriebe umzustellen. Bis zum Jahr 2030 
soll das ermittelte Photovoltaik-Potenzial aller geeigneten 
durch den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 

betriebenen Bestandsgebäude sukzessive wirtschaftlich 
erschlossen werden. Bei der Prüfung der 
Wirtschaftlichkeit soll die gesamte Nutzungsdauer der 

PV-Anlagen betrachtet werden. Bei Neubauvorhaben 
und umfassenden Modernisierungen muss die 
Photovoltaik-Nutzung geprüft und in geeigneten Fällen 

realisiert werden. Die „Geschäftsstelle Klimaneutrale 
Landesverwaltung“, die die Umsetzung begleitet, ist in 
dem für den Bereich Klimaneutrale Landesverwaltung 

zuständigen Ministerium angesiedelt. 

 Änderung in § 8: 
→ Die Vorgaben zum Monitoring werden vollständig 
gestrichen (Ersatz durch Klimaschutzaudit in § 6). 

Änderung in § 8: 
→ § 9 übernimmt die für das Thema Klimaanpassung 
relevanten Teile des § 8 KlimSchG NRW. § 10 

konkretisiert die Verantwortlichkeiten des LANUV 

§ 8 
Monitoring 

(1) Die Klimaschutzziele und die Umsetzung der 
Maßnahmen des Klimaschutzplans werden von 
einem wissenschaftlich fundierten Monitoring 

begleitet. Die Ergebnisse des Monitorings werden 
veröffentlicht und bilden die Grundlage für die 
Fortschreibung des Klimaschutzplans sowie für die 

Arbeit des Sachverständigenrates Klimaschutz 
nach § 9. 

 § 9 Monitoring  
(1) Die Klimaanpassungsziele und die Umsetzung der 

Maßnahmen der Klimaanpassungsstrategie nach § 8 
werden von einem regelmäßigen wissenschaftlich 
fundierten Monitoring begleitet. Die Ergebnisse des 

Monitorings werden veröffentlicht und bilden die 
Grundlage für die Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie nach § 8 Absatz 2 Satz 2.  
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(2) Zentrale Elemente des Monitorings sind: 
1. eine aktuelle Erhebung der 

Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen; 
2. eine Darstellung der erwarteten Entwicklung der 
Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen 

sowie eine Abschätzung der Wirkungen der 
einzelnen Maßnahmen des Klimaschutzplans und 
deren Beiträge zur Erreichung der 

Klimaschutzziele sowie Zwischenziele und 
sektoraler Zwischenziele; 
3. eine Berücksichtigung weiterer Aspekte, die bei 

der Umsetzung der klima- und energiepolitischen 
Maßnahmen von Bedeutung sind, unter anderem 
Auswirkungen auf Natur und Umwelt, Kosten, 

Nutzen, Innovationsaspekte, gesamtwirtschaftliche 
Wechselwirkungen; 
4. eine Berücksichtigung der Wirkungsbeiträge und 

Wechselwirkungen gemäß § 6 Absatz 3; 
5. Vorschläge für eine Fortschreibung des 
Klimaschutzplans sowie für die Festlegung neuer 

Zwischenziele und sektoraler Ziele; 
6. ein Überblick über die Auswirkungen des 
Klimawandels auf Mensch, Natur und Umwelt und 

der durchgeführten Anpassungsmaßnahmen in 
Nordrhein-Westfalen; 
7. eine Berücksichtigung der sozialen und 

beschäftigungspolitischen Auswirkungen des 
Klimawandels und der Maßnahmen des 
Klimaschutzplans. 

 (2) Zentrale Elemente des Monitorings sind:  
1. eine Erhebung und Darstellung der 

Klimaentwicklungen in Nordrhein-Westfalen,  
2. eine Erhebung und Darstellung der Auswirkungen 
des Klimawandels auf Mensch, Natur und Umwelt auch 

unter der Berücksichtigung der sozialen, wirtschaftlichen 
und beschäftigungspolitischen Auswirkungen,  
3. ein Überblick über die durchgeführten Maßnahmen 

der Anpassungsstrategie und 
4. ein Überblick über die Auswirkungen der 
durchgeführten Anpassungsmaßnahmen in Nordrhein-

Westfalen 

 § 8 (neu) bzw. § 10 (neu) konkretisieren die Aufgaben des Landesamtes für Natur-, Umwelt und 

Verbraucherschutz 
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Keine Entsprechung § 8  
Aufgaben des Landesamtes für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz  

Das Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz hat auf dem Gebiet des 
Klimaschutzes insbesondere folgende Aufgaben:  

1 Erhebung und Bereitstellung der für die Aufgaben der 
öffentlichen Stellen nach diesem Gesetz relevanten 
Daten, insbesondere zum Ausbaustand der 

Erneuerbaren Energien in Nordrhein-Westfalen und  
2 Erfassung, Aktualisierung und Veröffentlichung der 
Treibhausgasemissionen in Nordrhein-Westfalen. 

§ 10  
Aufgaben des Landesamtes für Natur-, Umwelt und 

Verbraucherschutz 

Das Landesamt für Natur-, Umwelt- und 
Verbraucherschutz hat auf dem Gebiet des 
Klimawandels und der Klimafolgenanpassung 

insbesondere folgende Aufgaben:  
1. Erarbeitung, Aktualisierung und Veröffentlichung der 
Ergebnisse des Klimafolgen- und 

Anpassungsmonitorings nach § 9 Absatz 2,  
2. Erarbeitung und Bereitstellung von Datengrundlagen 
und Instrumenten zur Unterstützung der Akteure der 

Klimaanpassung und  
3. Erstellung von Fachbeiträgen zum Klimawandel für 
die Regionalplanung. 

 Änderung in § 9: 

→ Der Sachverständigenrat wird ersetzt durch einen 
Beirat. Streichung aller Konkretisierungen der Aufgaben 
des Beirates. 

Änderung in § 9: 

→ Der Sachverständigenrat wird ersetzt durch einen 
Beirat. Streichung aller Konkretisierungen der Aufgaben 
des Beirates. 

§ 9 

Sachverständigenrat Klimaschutz Nordrhein-
Westfalen 

(1) Es wird ein Sachverständigenrat Klimaschutz 

eingesetzt, dem fünf Persönlichkeiten aus 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen 
angehören. Die Mitglieder des 

Sachverständigenrates Klimaschutz werden von 
der Landesregierung für die Dauer von fünf Jahren 
berufen. 

(2) Der Sachverständigenrat Klimaschutz achtet 
auf die Einhaltung der Klimaschutzziele und berät 
die Landesregierung bei der Erarbeitung und 

Fortentwicklung des Klimaschutzplans. Der Rat 
kann sich auf eigene Initiative, auf Anregung des 
Landtages oder auf Anfrage der Landesregierung 

mit spezifischen Themen der Klima- und 
Energiepolitik befassen. 
(3) Auf Grundlage des Monitorings führt der 

Sachverständigenrat Klimaschutz alle fünf Jahre, 
jeweils vor der Fortschreibung des 
Klimaschutzplans eine Bewertung des 

Umsetzungsstandes der Klimaschutzmaßnahmen 
durch und legt der Landesregierung sowie dem 

§ 9  

Beirat  
Das für Klimaschutz zuständige Ministerium setzt einen 
Beirat ein, der die Klimaschutzpolitik in Nordrhein-

Westfalen beratend begleitet. Der Beirat setzt sich 
zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern relevanter 
gesellschaftlicher Bereiche des Landes. 

 

§ 11  

Beirat 
Das für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
zuständige Ministerium setzt einen Beirat ein, der die 

Klimaanpassungspolitik in Nordrhein-Westfalen 
beratend begleitet. Der Beirat setzt sich zusammen aus 
Vertreterinnen und Vertretern relevanter 

gesellschaftlicher Bereiche des Landes. 
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Landtag einen Bericht vor, der auch Empfehlungen 
beinhalten kann. 
(4) Die Landesregierung nimmt zum Bericht binnen 

drei Monaten gegenüber dem Landtag Stellung. 
 

 Änderung in § 10: 
→ § 1 regelt das Außerkrafttreten des KlimSchG von 

2012, daneben keine wesentlichen inhaltlichen 
Änderungen. 

Änderung in § 10: 
→ Streichung der Berichtspflicht an den Landtag. 

§ 10 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft. Über die Erfahrungen mit 
diesem Gesetz, insbesondere zur Umsetzung von 

Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen 
und zur Erreichung der Klimaschutzziele nach § 3, 
erstattet die Landesregierung unter 

Berücksichtigung des Monitorings nach § 8 und 
des Berichts des Sachverständigenrates 
Klimaschutz nach § 9 dem Landtag bis zum 31. 

Dezember 2020 und danach alle fünf Jahre einen 
Bericht. 

 

§ 10  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht  

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Klimaschutzgesetz NRW vom 
29. Januar 2013 (GV. NRW. S.33) außer Kraft.  

(2) Über die Erfahrungen mit diesem Gesetz, 
insbesondere über die Erreichung der Klimaschutzziele 
nach § 3, berichtet die Landesregierung zum 31. 

Dezember 2025, im Anschluss daran alle fünf Jahre. 

§ 12 Inkrafttreten  
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 

Kraft. 

 


